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Abkiirzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

NGO Nichtregierungsorganisation

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

WBK-SR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Standerats

RK-NR Kommission fur Rechtsfragen des Nationalrats

v Invalidenversicherung

EMRK Européaische Menschenrechtskonvention

AuG Bundesgesetz Uber die Auslanderinnen und Auslander

BetmG Bundesgesetz Uber die Betaubungsmittel und die psychotropen Stoffe
(Betdubungsmittelgesetz)

ANAG Bundesgesetz Uber Aufenthalt und Niederlassung der Auslander

Opération Regularisierung von mehreren hundert Arbeitnehmerinnen und

Papyrus Arbeitnehmern im illegalen Aufenthalt durch den Kanton Genf. Die im

Februar 2017 gestartete Operation endete im Dezember 2018.

ONU Organisation des Nations unies

AVS Assurance-vieillesse et survivants

ONG Organisation non gouvernementale

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CSEC-CE gtortnmission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des

ats

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national

Al Assurance-invalidité

CEDH Convention européenne des droits de I'homme

LEtr Loi fédérale sur les étrangers

LStup Loi fédérale sur les stupéfiants et les substances psychotropes (Loi sur
les stupéfiants)

LSEE Loi féderal sur le séjour et I"établissement des étrangers

Opération Régularisation par le canton de Genéve de plusieurs centaines de

Papyrus personnes travailleuses en situation de séjour illégal. Lancée en février

2017, I'opération a pris fin en décembre 2018.
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Biirgerrecht

Der Nationalrat gab auf Antrag der vorberatenden Kommission und gegen den
Widerstand der beiden St. Galler Giger (fdp) und Steinemann (ap) auch einer
parlamentarischen Initiative Zisyadis (pda, VD) Folge, welche verlangt hatte, dass sich
staatenlose, in der Schweiz geborene Kinder bereits vor dem 16. Altersjahr einbiirgern
lassen kénnen. '

Sozialpolitik
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Jahresriickblick 2020: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Die Gesundheitspolitik stand 2020, wie die gesamte Schweizer Politik, ganz im Zeichen
der Corona-Pandemie, welche die Schweiz im Februar - damals noch als Epidemie
eingestuft - erreichte und seither in Atem halt. Die steigenden Infektionszahlen
veranlassten den Bundesrat dazu, am 28. Februar die «besondere Lage» gemaéss
Epidemiengesetz auszurufen, mit welcher der Bund die Weisungsbefugnisse gegenuber
den Kantonen sowie die Verantwortung flr die Krisenbewaltigung Gbernahm. Zudem
verabschiedete die Regierung die Verordnung tGber «Massnahmen zur Bekampfung des
Coronavirus (Covid-19)», durch welche Grossveranstaltungen mit tber 1'000 Personen
bis auf Weiteres verboten wurden. Dennoch stiegen die Fallzahlen in der Folge
drastisch an, so dass der Bundesrat am 13. Mérz in einer zweiten Verordnung die
Einreise aus Risikolandern einschrankte und das Zusammenkommen von Uber 100
Personen untersagte.

Nachdem auch diese Massnahmen dem Anstieg der Fallzahlen keinen Einhalt gebieten
konnten, verklindete der Bundesrat am 16. Marz die ausserordentliche Lage gemaéss
dem Epidemiengesetz und ordnete einen Lockdown an, um weiterhin gentgend freie
Betten in Krankenhausern garantieren zu kénnen. Abgesehen von
Lebensmittelgeschaften und Gesundheitseinrichtungen mussten sémtliche Laden,
Restaurants, Bars sowie Unterhaltungs- und Freizeitbetriebe schliessen. Offentliche
und private Veranstaltungen wurden untersagt, der Préasenzunterricht in Schulen
wurden verboten und die Bevolkerung wurde dazu angehalten, zuhause zu bleiben und
wenn moglich Homeoffice zu betreiben. Einhalten der Hygienemassnahmen und
Abstand wahren - was sich in den darauffolgenden Monaten noch als Social Distancing
durchsetzen sollte -, waren die Devise. Die Grenzen zu samtlichen noch offenen
grossen Nachbarlandern wurden geschlossen und Schweizerinnen und Schweizer
zurlck ins Land gerufen. In diesem Zusammenhang organisierte die Regierung
Ruckholaktionen von im Ausland gestrandeten Bulrgerinnen und Burgern, an der sich
auch die Rega beteiligte.

Am 20. Marz reduzierte die Landesregierung die erlaubte Gruppengrésse von
offentlichen Versammlungen weiter auf funf Personen. Da die Spitéler stark
beansprucht waren, verbot sie zudem die Durchfihrung von nicht dringend
notwendigen Untersuchungen, Eingriffen und Therapien in medizinischen
Einrichtungenl, was dazu flihrte, dass die Spitéler erhebliche finanzielle Einbussen
erlitten. Gleichzeitig hob der Bundesrat die Bestimmungen zu Arbeits- und Ruhezeiten
im Gesundheitswesen auf, um der Problematik der knappen personellen Ressourcen
begegnen zu kénnen.

Am 8. April verlangerte der Bundesrat die Massnahmen der ausserordentlichen Lage bis
zum 26. April, kindigte aber am 16. April erste Lockerungsschritte an, die bis im Juni
erfolgten. In der Folge entspannte sich die Situation wahrend den Sommermonaten, so
dass der Bundesrat das Corona-Zepter an die Kantone zurtickgegeben konnte. Diese
Beruhigung der Lage war jedoch nur von begrenzter Dauer: Aufgrund der steigenden
Fallzahlen erliess der Bundesrat am 18. Oktober erneut landesweite Massnahmen wie
zum Beispiel ein Versammlungsverbot von mehr als 15 Personen.

Weil die vom Bundesrat erlassenen Notverordnungen nach sechs Monaten automatisch
ausser Kraft treten, mussten die darin enthaltenen Massnahmen zur Bekdmpfung der
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Corona-Pandemie in Bundesgesetz gegossen werden. In der Herbstsession behandelte
das Parlament entsprechend das stark umstrittene dringliche Covid-19-Gesetz, zu dem
der Verein «Freunde der Verfassung» das Referendum ergreifen wollte. Bereits in der
Wintersession und somit noch vor Ablauf der Referendumsfrist nahm das Parlament auf
Antrag des Bundesrates zudem einige Anpassungen am neuen Gesetz vor, die es dem
Bundesrat ermdglichen sollen, die Auswirkungen der zweiten Welle abzudampfen.

Obwohl die Corona-Pandemie den Parlamentsbetrieb zweifelsohne dominierte, wurden
auch andere Geschéfte in der Gesundheitspolitik behandelt. Im Bereich der
Krankenpflege war dies zum Beispiel der indirekte Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative,
dem sich die beiden Rate in mehreren Sessionen annahmen. Der Pflegeberuf hatte
durch die Coronakrise zwar an Ansehen gewonnen, trotzdem gab es zwischen den
beiden Parlamentskammern wunter anderem noch Differenzen bezlglich des
eigenstandigen Abrechnens durch die Pflegefachpersonen mit den Krankenkassen oder
bezuglich der Ausbildungsbeitrage durch die Kantone.

Weiter erméglichten die beiden Réte in der Herbstsession Versuche zur kontrollierten
Abgabe von Cannabis, von denen man sich einen Erkenntnisgewinn zu alternativen
Regulierungsformen erhoffte. Auch medizinischer Cannabis war 2020 ein Thema: So
beabsichtigte der Bundesrat, den Zugang zu medizinischen Cannabisbehandlungen zu
ermoglichen. Die Volkskammer befasste sich in der Wintersession mit dem Geschaft
und hiess die entsprechende Anderung am BetmG gut.

Im Spatsommer gab die Landesregierung bekannt, dass sie die Initiative «Kinder und
Jugendliche ohne Tabakwerbung» zur Ablehnung empfehle, da ihr das Anliegen zu weit
gehe. Es musse ein gewisses Gleichgewicht zwischen wirtschaftlichen Interessen und
den Interessen der oOffentlichen Gesundheit bestehen, was der Bundesrat beim
Volksbergehren, das ein weitreichendes Verbot flr Tabakproduktewerbung vorsah, als
nicht gegeben erachtete. Er unterstitze allerdings den Jugendschutz im Rahmen der
parlamentarischen Debatte zum Tabakproduktegesetz, mit dem sich der Nationalrat im
Dezember 2020 auseinandersetzte.

Wahrend in der Sportpolitik zu Beginn des Jahres Themen wie die in Lausanne
organisierten  Olympischen  Winterjugendspiele und das Fortbestehen des
Lauberhornrennens in den Schlagzeilen waren, wichen diese Ende Februar Artikeln im
Zusammenhang mit Covid-19. So traf die Absage von Grossveranstaltungen vor allem die
Profiligen des Fussballs und des Eishockeys hart. Nachdem die Ligen zuerst eine
vorldufige Pause eingelegt hatten, wurden die Saisons am 12. Marz (Eishockey)
respektive 30. April (die unteren Ligen im Fussball) definitiv abgebrochen.
Zwischenzeitlich kam es zu Diskussionen, ob Geisterspiele durchgefihrt oder ganz auf
den Spielbetrieb verzichtet werden sollte. Um die wirtschaftlichen Auswirkungen des
Coronavirus zu dampfen, sagte der Bundesrat am 20. Marz der Sportbranche CHF 100
Mio. zu, wobei die eine Halfte in Form von zinslosen Darlehen an den Spitzensport und
die andere Haélfte als A-fonds-perdu-Beitrage an den Breitensport gehen sollten. Da
dies nicht ausreichte, wurde Mitte Mai ein Stabilisierungspaket im Umfang von einer
halben Milliarde Franken festgelegt. Im Rahmen der Behandlung des Covid-19-Gesetzes
im September einigten sich National- und Stédnderat darauf, dass nicht die Ligen,
sondern die Sportvereine selber Darlehen erhalten sollen, wobei sie Sicherheiten im
Umfang von einem Viertel ihres betrieblichen Aufwandes der Saison 2018/19 zu leisten
haben. Anfang November stellte Sportministerin Amherd ein Hilfspaket fur den Sport
vor, das bis Ende 2021 CHF 350 Mio. fur den Spitzensport und CHF 200 Mio. flir den
Breitensport vorsah und von dem auch semiprofessionelle Teams verschiedener
weiterer Sportarten profitieren kénnen sollen.

Nicht nur fir die Unternehmen und die Sportvereine, sondern auch fur die Schweizer
Bevolkerung hatte die Corona-Pandemie grosse finanzielle Einbussen zur Folge,
weshalb sich auch im Themenbereich Sozialhilfe einiges tat. Dabei wirden aber nicht
alle Bevolkerungsgruppen gleich stark von der Krise getroffen, berichteten die Medien.
Der Krise besonders stark ausgesetzt seien die unteren Einkommensschichten, wo
bereits einige Hundert Franken, die beispielsweise wegen dem durch Kurzarbeit flur
viele Personen auf 80 Prozent reduzierten Lohn wegfielen, einen grossen Unterschied
machten. Aus diesem Grunde hielt die Hilfsorganisation Caritas den Bundesrat und das
Parlament dazu an, Unterstitzungsprogramme, die einmalige Direktzahlungen in der
Hohe von CHF 1'000 beinhalteten, fur armutsbetroffene Haushalte und Einzelpersonen
zu beschliessen. Die durch die Pandemie geméass Medien verstarkten Ungleichheiten in
der Bevdlkerung wurden insbesondere anhand der teilweise Uber einen Kilometer
langen Menschenschlangen vor Lebensmittelausgabestellen in Genf oder Zurich
ersichtlich. Besonders stark auf solche Angebote angewiesen waren viele Sans-Papiers,
die keine Sozialhilfe beziehen kénnen, sowie Auslanderinnen und Ausléander mit
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Aufenthalts- bzw. Niederlassungsbewilligung, da diese einen Widerruf ihrer
Bewilligungen riskierten, wenn sie Sozialhilfe bezdgen.

Bereits im Vorjahr - also noch vor der Pandemie - hatte der Standerat eine Motion der
WBK-SR (Mo. 19.3953) behandelt, welche die Einrichtung eines flinfjdhrigen Monitoring-
Zyklus zur Préavention und Beké&mpfung von Armut beabsichtigte. Der Nationalrat
stimmte dem Kommissionsbegehren in der Sommersession 2020 zu; dies wohl auch im
Lichte der gegebenen Umsténde, wie einige Medien mutmassten.

Welch gewaltigen Raum die Thematik rund um die Covid-19-Pandemie in der
Medienberichterstattung einnahm, widerspiegelt sich auch in der Anzahl dazu
veroffentlichter Zeitungsartikel (siehe APS-Zeitungsanalyse 2020). Dabei dominierte
die Pandemie nicht nur die Berichterstattung im Themenbereich «Gesundheitspolitik»
(siehe Abb. 1), sondern machte zu Zeiten, wo die Covid-19-Fallzahlen sehr hoch waren -
sprich im Frihjahr und im Herbst -, sogar gut ein Drittel beziehungsweise ein Viertel
der abgelegten Zeitungsberichte Uber alle untersuchten Zeitungen und Themen hinweg
aus. Wahrend sich die Artikelzahl zur Sozialhilfe 2020 auf konstant tiefem Niveau hielt,
ist fur den Sport im Mai ein leichter Peak erkennbar. Im September, als das Parlament
das Covid-19-Gesetz beriet, von welchem auch der Sport stark betroffen war, fiel die
Medienpréasenz hingegen sehr gering aus. ?

Gesundheitspolitik

Die RK-NR beschéftige sich Ende August 2020 mit dem Covid-19-Gesetzesentwurf und
wandte sich bezlglich einiger Punkte an die SGK-NR, in deren Zustandigkeit die
Vorberatung der Vorlage fiel. Da das Leben bestimmter Personengruppen von der
Coronakrise besonders einschneidend beeinflusst worden sei, solle der Bundesrat von
den Bestimmungen des Auslander- und Integrationsgesetzes abweichen durfen, um auf
diese Weise Flichtlingen und Sans-Papiers eine bessere Betreuung zukommen lassen
zu kénnen. Anders als im Entwurf angedacht, solle der Landesregierung neben den
Bestimmungen der Verfahrensgesetze in Zivil- und Verwaltungssachen auch das
Abweichen  von  weiteren  Gesetzen  zugestanden  werden, falls diese
Verfahrensbestimmungen beinhalten. ®

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Mit dem Stichentscheid der Prasidentin lehnte der Standerat eine Motion Kuprecht
(svp, SZ) ab, welche die Sans-Papiers von der Grundversicherung in der Krankenpflege
ausnehmen und deren Gesundheitsversorgung Uber andere gesetzliche Wege regeln
wollte. Der Motionar begrindete sein Anliegen insbesondere mit erheblichen
praktischen Problemen bei der Krankenversicherung von Sans-Papiers. Der Bundesrat
hatte die Motion zur Ablehnung empfohlen, da er der Ansicht war, dass die vom
Motionar aufgeworfene Problematik nicht durch den Ausschluss einer
Bevolkerungsgruppe aus dem Krankenversicherungsgesetz geldst werden kdnne. Vom
Nationalrat angenommen wurde hingegen ein Postulat (09.3484) Heim (sp, SO), welches
den Bundesrat beauftragt, einen Bericht zur Problematik ,Krankenversicherung und
Zugang zur Gesundheitsversorgung von Sans-Papiers®™ auszuarbeiten. Insbesondere
geht es der Postulantin darum zu klaren, ob und wie eine einheitliche, rechtliche und
gesundheitspolitisch korrekte Handhabung der Versicherung von Sans-Papier geregelt
werden kann. *
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Soziale Gruppen
Soziale Gruppen

Pour lutter contre le «signal désastreux» que donne la régularisation des personnes
vivant sans autorisation de séjour en Suisse, le conseiller national Yves Nidegger (udc,
GE) a déposé l'initiative parlementaire la clandestinité n'est pas un cas de rigueur. Il
souhaite ainsi que les critéres de régularisation ne soient plus inscrits au niveau de
I'ordonnance mais au niveau de la loi, et que les permis de séjour délivrés par ce biais
soient imputés au contingent d'autorisation pour les personnes provenant d'Etats tiers.

La CIP-CN s'était opposée par 13 voix contre 10 a linitiative, arguant qu'elle ne
permettrait pas de lutter contre la migration illégale ou le travail au noir. Une majorité
de la commission estime cependant qu'il est important de Iégiférer dans ce domaine et
que des programmes cantonaux de régularisation comme I'opération papyrus ont pour
effet d'attirer encore plus de personnes clandestines. Les mémes arguments ont été
évoqués lors du débat en chambre basse, qui s'est conclu par un rejet de l'initiative par
124 voix contre 68 (toutes de I'UDC). L'objet s'en retrouve ainsi liquidé. °

Migrationspolitik

1997, als das Doppeljubilaum ,150 Jahre Bundesstaat® und ,50 Jahre UNO-
Menschenrechte™ bevorstand, hatte sich der Nationalrat grosszigig gezeigt. 11
Parlamentarierinnen und Parlamentarier unterzeichneten damals eine Motion
Fankhauser (sp, BL), die analog zur Praxis in den Nachbarldndern Frankreich und Italien
eine Amnestie fiir ,Papierlose™ verlangte, deren effektive Zahl im Dunkeln liegt.
Fankhauser dachte dabei vor allem an Saisonniers, die nach Ablauf ihrer
neunmonatigen Bewilligung nicht in die Heimat zurtckkehren, an die .versteckten™
Familienangehdrigen von Saisonniers sowie an eine weitere Anzahl von Personen, die
aus verschiedenen Grlnden ihre Aufenthaltserlaubnis verloren haben. Dieser Vorstoss
verstand sich auch als Beitrag zur Bekampfung der Schwarzarbeit. Der Bundesrat
beantragte, die Motion in ein Postulat umzuwandeln, da zwei unterschiedliche Anliegen
(Straferlass und aufenthaltsrechtliche Regelung) vermengt wirden; letztere kdnnte nur
durch eine Revision des Anag oder durch einen befristeten Bundesbeschluss umgesetzt
werden. Der Zlrcher SVP-Abgeordnete Fehr wollte auch das Postulat ablehnen, da
damit Unrecht zu Recht erklart wiirde, unterlag aber mit 66 zu 40 Stimmen; zustimmen
mochten dem Postulat neben dem links-griinen Lager nur noch ein Dutzend Mitglieder
der CVP, einige welsche Liberale und Freisinnige, sowie - als einziger Deutschschweizer
seiner Partei - FDP-Prasident Steinegger (UR). ¢

Zuerst in der Romandie, dann immer stérker auch in der Deutschschweiz trat eine von
Fachleuten auf 70 000 bis 180 000 Personen geschatzte Auslandergruppe an die
Offentlichkeit, die bisher kaum beachtet worden war: die ,Papierlosen" (»sans-
papiers™), Menschen ohne Aufenthaltsrecht, die mehrheitlich vor Jahren regular
eingereist sind, die aber wegen einer wechselnden Auslédnderpolitik (v.a. Aufhebung des
Saisonnierstatuts fiir Personen aus dem friiheren Jugoslawien) resp. aus persdnlichen
Grinden (Scheidung, Abschluss der Ausbildung) in der Zwischenzeit ihre
Aufenthaltserlaubnis verwirkt haben oder deren Asylgesuch abgelehnt worden ist, die
jedoch wegen Bulrgerkriegswirren bzw. mangels wirtschaftlicher Perspektiven im
Heimatland nicht dorthin zurlickkehren kénnen oder wollen. Im Lauf des Sommers
machten sie vor allem durch Kirchenbesetzungen und Kundgebungen auf sich
aufmerksam und verlangten eine kollektive Regelung ihrer Situation. Der Bundesrat
erklarte umgehend, eine Pauschalldsung komme fur ihn nicht in Frage, stellte jedoch
eine Einzelfallpriifung in Aussicht und forderte die Kantone auf, die entsprechenden
Dossiers den Bundesbehérden zuzustellen.’

Einer der Hauptgriinde, weshalb derart wenige Hartefallgesuche eingereicht wurden,
ist (neben dem Desinteresse vieler Deutschschweizer Kantone) die Angst der
Betroffenen, aufgrund des Gesuchs lokalisiert und dann ausgeschafft zu werden. Der
Tessiner CVP-Nationalrat Robbiani ersuchte deshalb den Bundesrat in einem Postulat,
die Kantone einzuladen, eine besondere Kommission einzurichten, die sich in erster
Linie aus Vertreterinnen und Vertretern der am meisten betroffenen Institutionen
zusammensetzt (Hilfsorganisationen, Gewerkschaften usw.). Diese Zwischeninstanz
wlrde die Félle priufen, bevor die Kantone die Gesuche den Bundesbehdérden
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unterbreiten. Im Namen der Rechtsgleichheit beantragte die Regierung, das Postulat
abzulehnen. Dieses wurde von Wasserfallen (fdp, BE) bekampft und die Behandlung
deshalb verschoben. Ende November erklarte der Kanton Waadt, bis Ende April 2003
darauf zu verzichten, jene Sans-Papiers auszuweisen, die sich seit mindestens sechs
Jahren im Kanton aufhalten; bis dahin soll eine Arbeitsgruppe aus Behordenvertretern,
Sozialpartnern und Sans-Papiers-Organisationen eine Globallésung erarbeiten.

Diskussionslos lehnte der Nationalrat ein Postulat Pfister (cvp, ZG) ab, das einen Bericht
Uber sich illegal in der Schweiz aufhaltende Auslander verlangt hatte. In seiner Antwort
erklarte der Bundesrat, eine im Frihjahr im Auftrag des Bundesamts flr Migration
veroffentlichte Studie schatze die Zahl der Sans-Papiers auf 80-100 000 - weniger als
erwartet. Wo sich diese Personen aufhielten, sei abhangig vom Urbanisierungsgrad
einer Region, der Dichte der auslandischen Bevdlkerung und der Wirtschaftskonjunktur.
Die Papierlosen kédmen aus unterschiedlichen Herkunftsstaaten (insbesondere
Lateinamerika, Ost- und Stdosteuropa), seien mehrheitlich zwischen 20 und 40 Jahre
alt, lebten meistens ohne Familie in ,anonymen® stddtischen Gebieten und arbeiteten
in Haushaltungen, dem Gast-, Bau- und dem Reinigungsgewerbe, aber auch in der
Landwirtschaft zu tiefen Loéhnen (1000-2000 Fr. monatlich) und mit langen
Arbeitszeiten. Sans-Papiers wilrden kaum kriminell, um ihren ohnehin prekaren
Aufenthalt nicht zusatzlich zu gefahrden. ?

Im Berichtsjahr verabschiedete das Parlament eine Anderung der Vorschriften iiber die
Eheschliessung, mit der Scheinehen und Zwangsheiraten unterbunden werden sollen.
Auslandische  Brautleute miussen klnftig im  Vorbereitungsverfahren ihren
rechtmaéssigen Aufenthalt in der Schweiz nachweisen. Zudem sind die Zivilstandsémter
verpflichtet, die zustédndigen Ausléanderbehérden zu informieren, wenn sich
Heiratswillige illegal im Land aufhalten. Die neuen Bestimmungen des Zivilgesetzbuches
gehen auf eine parlamentarische Initiative Brunner (svp, SG) zurlick. Der Nationalrat
stimmte in der Frihjahrssession dem Entwurf seiner vorberatenden Kommission zu. Ein
Nichteintretensantrag der SP wurde mit 104 zu 68 Stimmen abgelehnt. Der Standerat
hiess die Vorlage in der Sommersession ebenfalls gut. Auch in der kleinen Kammer
wurden die neuen Bestimmungen von den linken Parteien bekdmpft. Sie machten in der
Debatte  geltend, mit der Anderung werde ein verfassungs-  und
menschenrechtswidriges Heiratsverbot fir ,Sans-Papiers® geschaffen. ™

En septembre 2016, le Conseiller national Giezendanner (udc, AG) a déposé une
initiative parlementaire visant a supprimer I'obligation de s'assurer pour les personnes
en séjour illégal. Selon la loi sur I'assurance maladie, toute personne domiciliée en
Suisse est tenue de s'assurer, les personnes sans-papiers y compris. Selon le député
agrarien, il est choquant de soumettre & cette obligation les personnes sans statut de
séjour légal, car il faudrait plutot "punir en expulsant” ces personnes qui "enfreignent la
loi en permanence".

La CSSS-N a proposé a son conseil de ne pas entrer en matiére sur l'initiative. D'une
part, la problématique des sans-papiers doit étre considérée d'un point de vue plus
global, ce que la commission proposera dans une motion déposée en janvier 2018
(18.3005). D'autre part, exclure les personnes sans-papiers de |'assurance-maladie
entrainerait des colts trop importants pour les fournisseurs de prestations, les cantons
et les communes. Le jour du dépdt de la motion de la CSSS-N, Ulrich Giezendanner a
retiré son initiative. "

La motion de la CSSS-CN est une réponse a deux événements: I'opération Papyrus dans
le canton de Geneve et l'initiative parlementaire Giezendanner (16.467). Les deux ayant
remis au centre des débats la complexité de la thématique des sans-papiers, la
commission souhaite s'y atteler une bonne fois pour toute, en demandant une
législation cohérente sur les sans-papiers. || s'agirait de supprimer I'obligation de
s'assurer pour les sans-papiers, tout en assurant un service de I'Etat en cas de
probléemes de santé, de punir plus sévérement les personnes employant des travailleurs
et travailleuses sans statut légal, de mieux échanger les informations entre services
étatiques et enfin de préciser les criteres de régularisation du séjour, appelée «cas de
rigueur». Une minorité féminine socialiste, verte et démocrate-chrétienne de la
commission propose de rejeter la motion. Le Conseil fédéral s'est prononcé en
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défaveur de l'objet. La CIP-CN, a 12 voix contre 12 et une abstention, avec la voix
prépondérante de son président, a également recommandé de rejeter la motion, par
crainte de répercussions imprévisibles sur les finances des cantons et des communes.
C'est pour cette raison que la CIP-CN a lancé son postulat «Pour un examen global de la
problématique des sans-papiers». La motion a donc été retirée le 18 mai 2018. "

En avril 2018, la Commission des Institutions Politiques du Conseil national (CIP-CN) a
déposé un postulat pour un examen global de la problématique des sans-papiers.
Faisant référence a I'«Opération Papyrus» menée dans le canton de Genéve, qui avait
permis la régularisation d'un millier de personnes sans-papiers actives sur le marché du
travail, la commission souhaite que le Conseil fédéral s'attelle a I'examen de différents
points. Il s'agit de faire la lumiéere sur le droit d'affiliation aux assurances sociales et les
conséquences du retrait de ces droits, pour la Confédération, les cantons et les
communes ainsi que pour les personnes sans-papiers concernées, sur |'acces a I'école
pour les enfants, I'application des normes pénales ainsi que la pratique usuelle de
régularisation, notamment le nombre de ces régularisations et les autres solutions
envisageables pour les personnes sans permis de séjour.

Le postulat, qui faisait suite a la motion de la CSSS-CN intitulée «Pour une législation
cohérente sur les sans-papiers», a été accepté par le Conseil national & I'unanimité lors
de la session d'été 2018.

Selon le député Raymond Clottu (udc, NE) les colts engendrés par les personnes
requérantes d'asile et sans-papiers dans le domaine de la santé seraient supérieurs a
ceux du reste de la population. Il tient cette information de différentes sources,
principalement du personnel de santé et des assureurs maladie. L'agrarien exige donc
du Conseil fédéral un rapport «lisible avec un maximum de 10 pages>» sur le colt des
requérants d'asile et des sans-papiers en matiére de santé.

Le ministre de I'Intérieur Alain Berset, représentant le Conseil fédéral, s'oppose a ce
postulat pour diverses raisons. Premierement, un tel rapport existe déja. Il avait été
publié en mars 2011 en réponse au postulat Heim 09.3484. Le socialiste précise en
outre que des statistiques sur les colts engendrés par les personnes sans-papiers sont
extrémement difficiles & établir, notamment en raison du nombre vraisemblablement
important d'entre elles qui ne sont pas assurées et de la situation de clandestinité dans
laquelle elles doivent vivre. Cependant, les chiffres concernant les personnes requérant
|'asile sont connus: si les dépenses moyennes, par personne, de cette catégorie de la
population sont effectivement plus hautes de 8,8%, elles ne représentent au total que
0.67% des colts totaux a la charge de I'assurance obligatoire des soins.

Le postulat a été rejeté par 97 voix contre 87 (provenant de I'UDC, du PLR et du PDC) et
4 abstentions. ™

Alarmé par |'opération papyrus de Geneéve, le groupe UDC, représenté par la députée
Amaudruz a lancé sa motion «autorisations de séjour accordées aux clandestins. La
pratique genevoise doit étre suspendue». L'article 30 de la LEtr, qui permet de
déroger aux conditions d'admission, notamment dans des cas individuels d'extréme
gravité ou de risque d'exploitation dans I'exercice d'une activité lucrative, a selon
I'Union du Centre été interprété de maniere trop libérale par les autorités genevoises.
Elle demande donc la suspension immédiate du projet papyrus et que cette pratique ne
soit pas appliquée dans d'autres cantons, au moins jusqu'a ce que le Parlement
examine l'initiative parlementaire «la clandestinité n'est pas un cas de rigueur», sur la
méme thématique.

La conseillere fédérale Sommaruga a défendu le projet papyrus, soulignant qu'il a
permis de régulariser pres de 500 enfants et a eu pour conséquence une augmentation
des inscriptions et donc des cotisations aux assurances sociales. Elle a en outre rappelé
que le projet était limité a la fin de I'année 2018 et qu'il était de surcroit impossible
pour le Conseil fédéral d'interrompre un projet cantonal. Les députées et députés ont
penché de son coté, puisque la motion a été rejetée par tous les partis (125 voix, deux
abstentions PLR). Les 62 voix UDC n'ont pas été suffisantes. ™
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Der in Erflllung eines Postulats der SPK-NR erschienene Bericht zur gesamthaften
Priifung der Problematik der Sans-Papiers evaluierte in erster Linie die Auswirkungen
der geltenden Sozialversicherungspflicht fur die schatzungsweise 76'000 in der Schweiz
lebenden Sans-Papiers. Fur Personen ohne geregelten Aufenthaltsstatus gilt in der
Schweiz die Pflicht, sich bestimmten Sozialversicherungen anzuschliessen, und das
Recht, entsprechende daraus erwachsende Leistungen zu beziehen. Da zum Anschluss
an die Krankenversicherung, die Unfallversicherung, die AHV, die [V, die
Erwerbsersatzordnung und die Familienzulagen in der Regel kein Nachweis des
rechtméssigen Aufenthalts erbracht werden muss, kénnen sich Sans-Papiers diesen
Versicherungen anschliessen - dies im Unterschied zur Sozialhilfe, zu den
Erganzungsleistungen und zur Arbeitslosenversicherung. In seinem Bericht kam der
Bundesrat zum Schluss, dass ein Ausschluss von Sans-Papiers von den
Sozialversicherungen verschiedenen volkerrechtlichen Verpflichtungen der Schweiz,
insbesondere im Rahmen des UNO-Pakts |, der Kinderrechtskonvention und der EMRK,
zuwiderlaufen wurde. Auch mit den in der Bundesverfassung festgehaltenen
Sozialzielen wéare ein solcher Ausschluss nicht vereinbar. Nicht zuletzt befurchtete der
Bundesrat bei einem Sozialversicherungsausschluss eine Umwalzung der Kosten auf die
Kantone und Gemeinden via die Nothilfe sowie einen starkeren finanziellen Anreiz fir
Arbeitgebende zur Beschaftigung von Sans-Papiers, da sie fur diese keine
Sozialversicherungsbeitrage zu entrichten héatten. Aus diesen Grinden und nach
Prifung moglicher Alternativen mdchte der Bundesrat an der bisherigen Praxis
festhalten. Ebenso lehnte der Bundesrat in seinem Bericht Teilregularisierungen oder
kollektive Regularisierungen dieser Personengruppe ab. Auch hier verwies er auf die
geltenden Bestimmungen, die den féderalen Einheiten ausreichend Spielraum fur die
Bewilligung von Hartefallen lassen wiirden.

Asylpolitik

Der Nationalrat

verfeinerte den ”Papierlosen-Beschluss” noch einmal. Er Gbernahm die vom Stadnderat
beschlossene Frist und prazisiert, dass neben den Ublichen Identitétspapieren auch
alle Dokumente anerkannt werden sollen, die es erlauben, eine Person zu identifizieren
(Fihrerausweis, Geburtsurkunde usw.). Da auch der Stdnderat bereit war, dies sowohl
ins Asylgesetz wie in den Dringlichen Bundesbeschluss aufzunehmen, waren in beiden
Vorlagen die letzten Differenzen ausgeraumt. Das revidierte Asylgesetz passierte mit 114
zu 59 Stimmen im Nationalrat und mit 36 zu 5 Stimmen im Sténderat. Es blieb nur noch
zu entscheiden, ob wirklich Dringlichkeitsrecht zum Zug kommen sollte oder nicht. Der
Nationalrat stimmte dem mit 104 zu 58 Stimmen zu, der Standerat mit 36 zu 6 Stimmen.
Damit traten die Bestimmungen des neuen Bundesbeschlusses flinf Tage nach der
Schlussabstimmung auf den 1. Juli in Kraft. "

Depuis quelques années, le délit de solidarité fait parler de lui dans le domaine de
|'asile et des personnes exilées. Les procés de Cédric Herrou et Pierre-Alain Mannoni
en France, Pia Klemp, Carola Rackete et Claus-Peter Reisch en Allemagne ont soulevé le
débat sur la légitimité des lois face a des situations de détresse. En Suisse aussi, la
question s'est posée. En 2017 déja, la députée au parlement tessinois Lisa Bosia Mirra
était condamnée pour avoir aidé de jeunes demandeurs d'asile mineurs a passer la
frontiere entre I'ltalie et la Suisse. Bastien, Théo et Eleonora, dits les 3 de Briancon, ont
été jugé-e-s en 2018 pour des faits similaires, de méme que le pasteur Norbert Valley,
qui hébergeait un homme sans-papiers togolais. La doyenne de ces désobéissant-e-s,
Anni Lanz, a fait appel en aolit 2019 contre sa condamnation a 800 francs d'amende,
pour avoir ramené en Suisse un requérant d'asile afghan débouté, qui souffrait de
stress post-traumatique et dont la sceur vit en Suisse. Le juge cantonal s'est montré
inflexible, estimant que la militante de 73 ans aurait pu trouver une autre solution pour
venir en aide a son ami.

Si ces situations sont les plus médiatisées, elles ne sont pourtant pas isolées. Lors de
|'année 2017 en Suisse, 1175 personnes ont été condamnées pour incitation au séjour
illegal, selon la WOZ. Une grande partie d'entre-elles auraient agi pour des motifs
humanitaires.

L'initiative parlementaire Mazzone (verts, GE), ainsi que la pétition qui la soutient,
visent la suppression du délit de solidarité en Suisse. "
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Afin de soutenir l'initiative parlementaire Mazzone (verts, GE) contre le délit de
solidarité, les ONG Amnesty International et Solidarité sans frontieres ont déposé une
pétition intitulée «la solidarité n'est pas un crime». Le texte, paraphé de prés de
30'000 signatures a été déposé a la chancellerie en décembre 2019. Il était
accompagné d'une déclaration de 200 avocats et avocates affirmant leur «engagement
a défendre toute personne poursuivie pour avoir fait preuve de solidarité envers un
étre humain dans le besoin».

Familienpolitik

Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Zisyadis (pda, VD) zur
erleichterten Einbiirgerung staatenloser Kinder, die in der Schweiz geboren sind, aber
die Altersgrenze fur ein EinblUrgerungsgesuch noch nicht erreicht haben, mit klarem
Mehr Folge. "

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

In ihrem Positionspapier zur Migrationspolitik sprach sie sich fiir eine erschwerte
Zuwanderung von Ausléandern aus sowie fur die Herabsetzung der Altersgrenze von 18
auf 14 Jahre fiir den Familiennachzug. Ferner hielt sie die Ausarbeitung eines
Gegenvorschlages zur Volksinitiative «fir eine Regelung der Zuwanderung», die den
Ausléanderanteil auf 18% begrenzen will, im Gegensatz zum Bundesrat fir unerlasslich.
Bei den Einburgerungen beflirwortete die Partei zwar die erleichterte Einblrgerung von
Jugendlichen der zweiten Generation, davon abgesehen soll die Einburgerungspraxis
hingegen restriktiver gehandhabt werden. Im Asylbereich sollen kriminelle, renitente
und papierlose Asylsuchende in bewachten Kollektivunterkinften bis zur Ausschaffung
untergebracht werden. ?°

An der Delegiertenversammlung vom Mai in Néfels wiederholte die SVP ihr Vorbehalte
gegen Schengen. Sie forderte ein Moratorium flr weitere Anpassungen an den
Schengen-Rechtsstand. Es soll sogar eine Kiindigung des Abkommens gepruft werden.
Ebenfalls kritisiert wurde der lasche Umgang der Behérden mit Sans-Papiers. ?
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